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Am 1. September ist internationaler Antikriegstag
Eine Broschüre der Linken Aktion Villingen­Schwenningen



Am 1 . September 1 939 überfiel Deutschland das benachbarte Polen und begann
damit den zweiten Weltkrieg dem 60 Mil l ionen Menschen zum Opfer fielen. Der
INTERNATIONALE ANTIKRIEGSTAG am 1 . September soll an dieses historische
Datum erinnern an dem das faschistische Deutschland damit begann den
innepolitischen Terror gegen Minderheiten und Oppositionel le auf Europa
auszuweiten. Als 1 949 vier Jahre nach der Beendigung des zweiten Weltkrieges
durch die Westal l i ierten und der Roten Armee die BRD aus der Traufe gehoben
wurde war man sich angeblich einig, dass Deutschland nie wieder Krieg führen
sollte. Die folgende Broschüre beschäftigt sich unter anderem mit der aktuel len
deutschen Außenpolitik. Hiermit sol l auch in Vil l ingen-Schwenningen ein Beitrag zu
einer kritischen Auseinandersetzung mit deutschen Kriegsbetei l igungen geleistet
werden. Außerdem ist es uns wichtig auf den Zusammenhang zwischen Krieg und
Kapital ismus hinzuweisen und somit der Mil itarisierung der Gesellschaft und der
Heuchelei der Herrschenden etwas entgegenzusetzen.

Warum?



Deutschland führt wieder Krieg daran haben sich die meisten mittlerweile schon ge-
wöhnt. Diese kriege werden gerechtfertigt durch das angebliche Verhindern einer
"humanitären Katastrophe", "Verteidigung der Menschenrechte" und der "westl ichen
Freiheit" oder der "Bekämpfung des Terrorismus".
Den Beginn der weltweiten Kriege der Bundeswehr machte 1 999 die rot-grüne Bun-
desregierung unter Kanzler Schröder mit der Beteil igung Deutschlands am NATO-
Krieg gegen Jugoslawien. Es läßt sich festel len, dass Kriege seitdem für die BRD
wieder legitimes Mittel zur Durchsetztung wirtschaftl icher Interressen im Ausland
gelten. Im Mai 201 0 sagte der damalige Bundespräsident Horst Köhler, dass "[M]im
Zweifel, im Notfal l auch mil itärischer Einsatz notwendig ist, um unsere Interessen zu
wahren, zum Beispiel freie Handelswege, zum Beispiel ganze regionale Instabil itä-
ten zu verhindern, die mit Sicherheit dann auch auf unsere Chancen zurückschla-
gen negativ durch Handel, Arbeitsplätze und Einkommen.[M]"
Hier wird offen zugegeben was seit Ende der 90er Jahre eigentl ich völl ig offensicht-
l ich ist. Die Außenpolitik Deutschlands ist einzig und allein darauf ausgelegt den
weltweiten Einfluß Deutschlands zu erhalten und zu vergrößern. Konkret geht es
darum Handelswege zu sichern, neue Märkte für die Wirtschaft zu schaffen und den
Zugang zu Rohstoffen zu gewährleisten. Dabei kommt der Bundeswehr eine zentra-
le Rolle zu.
Nur noch selten werden dafür andere Länder unter eigene staatl iche Kontrol le ge-
bracht. Meist wird versucht loyalen Regierungen/Regimen einzusetzen und zu sta-
bi l isieren und somit regelrechte Marionettenregierungen zu instal l ieren. Sei es
durch eine miltärische Intervention wie sei es durch eine miltärische Intervention wie
z. B. in Afghanistan oder durch das Schüren und Bewaffnen von Konfl ikten wie zur
zeit in Lybien.
Regierungen und Regime die im Interesse Deutschlands handeln werden mil itärisch
aufgerüstet und ausgebildet. Saudi Arabien beispielsweise wird von der deutschen
Rüstungsindustrie mit den derzeit modernsten Kampfpanzern beliefert und an das
von Bürgerkriegen gebeutelte Angola werden Patrouil lenboote verkauft. Die Bun-
desregierung gibt dafür grünes Licht. Denn nicht Frieden, Menschenrechte oder hu-
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manitäre Verhältnisse sind von "Nationalem Interesse" sondern maximaler Profit
und die Wahrung der wirtschaftl ichen und geopolitischen Interessen.
Doch nicht nur die Rüstungsindustrie profitiert davon. In den unterworfenen oder
durch loyale Regime kontrol l ierten Staaten werden im großen Sti l ehemalige
Staatunternehmen privatisiert, die Rechte der Bevölkerung beschnittem und sozia-
le Bewegungen bekämpft. Durch den nötig gewordenen Wiederaufbau eines zer-
boombten Landes kommen westl iche Konzerne ins Spiel, denen durch die Politik
von BRD, NATO und Co. immer neue Märkte geöffnet und geschaffen werden.
Einen Kapital ismus kann es ohne Krieg nicht geben, und genauso würde es ohne
Kapital ismus viele derzeitige Kriege nicht geben. Jedes kapital istische System
neigt dazu immer wiederkehrende immer heftigere Krisen hervorzurufen. Durch
den ständigen Drang sich zu vermehren produziert der Kapital ismus immer wieder
Krisen der Überproduktion, bei welchen sich für die massenhaft hergestel lten Pro-
dukte keine Abnehmer mehr finden. Um weiter zu bestehen muss der Kapital ismus
diese Krisen überwinden. Dies macht er, indem er massenhaft Produkte bezie-
hungsweise Kapital vernichtet (bspw. die Abwrackprämie) oder weitere Absatz-
märkte erobert bzw. erkämpft. Der Krieg bietet dem Kapital ismus eine Möglchkeit
diese beiden Möglichkeite in sich zu vereinen, und die wirtschaftl ichen und politi-
schen Akteure sind gezwungen diesen Weg zu gehen, wenn sie das kapital isti-
sche System erhalten wollen.



Die Beteil igung der BRD am Krieg in Afghanistan reiht sich ein in verschiedene au-
ßenpolitische Handlungen,die als Ausdruck eines neuen mil itärischen Selbstbe-
wusstseins Deutschlands auf internationaler Ebene verstanden werden können.
Heute, bald zehn Jahre nach dem Angriff auf Afghanistan unter Federführung der
USA ist die einzig objektive Bilanz, die sich ziehen lässt, eine ernüchternde.
Die Arbeitslosenquote beträgt nach niedrigen Schätzungen 40%, 61% der der Be-
völkerung sind unterernährt und ledigl ich 1 3% haben sicheren Zugang zu sauberem
Trinkwasser. Die Alphabetisierungsrate (23,5%) ist in der Zeit des Kriegseinsatzes
ebenso gesunken wie die durchschnittl iche Lebenserwartung (41 Jahre). Auch die
Situation der Frauen Afghanistans ist fatal. 2009 entwickelte die Regierung einen
Gesetzesvorschlag, der schiitischen Frauen das Recht absprach ohne die aus-
drückliche Befugnis ihres Ehemanns das Haus zu verlassen, geschweige denn sich
Bildung anzueignen. Außerdem legalisierte das Gesetz faktisch Vergewaltigung in-
dem es Frauen dazu verpfl ichtete sich ihrem Mann sexuell zur Verfügung zu stel len.
Die Verschlechterungen der wirtschaftl ichen Situation der afghanischen Zivi lbevöl-
kerung gehen Hand in Hand mit den im Rahmen der Besatzung eingeführten Wirt-
schaftsreformen durch welche Staatsbetriebe privatisiert und westl iche Betriebe für
vier bis acht Jahre von der Steuer befreit wurden.
Unter dem Druck des internationalen Marktes, sowie der Übreschwemmung des
Binnenmarktes mit subventionierten Importen und Hilfsgütern bleibt der afghani-
schen Landwirtschaft ledigl ich noch der Opiumanbau um ihre Existenz zu retten.
Der Sturtz der Taliban führte dazu, dass der inländische Opiumanbau 2008 einen
Weltmarktantei l von beinahe 80% erreichte. Dessen Gewinne wurden wiederum zu
75% von Regierungsmitarbeitern eingestrichen. Außerdem ist die zivi le Aufbauhilfe
in ihrem Handeln dem Mil itär und seinen Interessen unterstel lt. Brunnen dürfen
dementsprechend also nur dort gebaut werden wo es mil itärstrategisch für sinvol l
erachtet wird. Afghaninnen und Afghanen, die sich gegen diese Misstände, in wel-
cher Art auch immer, zur Wehr setzen, werden in den hießigen Medien pauschal als
fundamental istische Talibananhänger bzw. Al Kaida Unterstützer, die der Scharia
nachtrauern, dargestel lt. Dass dies grob falsch ist legt eine US-Mil itärstudie nahe,
die ledigl ich 1 0% der Widerstandskämpfer als Islamisten kategorisierte. Dass der
Widerstand auch auf Armut und Arbeitslosigkeit basiert und auch von Frauenrechts-
gruppen sowie Gewerkschaften getragen wird, wird von der afghanischen ebenso
wie von der deutschen Regierung totgeschwiegen.
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Bundeswehr

Gesellschaft
und

Die oft mehr als unpopulären
Auslandseinsätze der Bun-
deswehr machen es
einerseits erforderl ich,
gesellschaftl ichen Rückhalt er-
zeugen und andererseits den
Nachwuchs der Truppe zu si-
chern. Mittel zu diesem Zweck
ist zum einen die Schaffung
von Akzeptanz der Bundes-
wehr und ihrer Auslandseinsät-
ze, aber auch die Anerkennung
des Soldatenberufs als respek-
table Tätigkeit.
Letzteres wird vor al lem erreicht
durch die Anpreisung guter be-
rufl iche Aussichten, d.h. Pensi-
onsansprüche, Aufstiegschancen
und Qualifikationen die auch
nach dem Ausscheiden aus dem
Mil itärdienst noch anerkannt wer-
den (bspw. Studium, Ausbildung).
Darüber hinaus war die vor kurz-
em abgeschaffte Wehrpfl icht eine
starke Verbindung zwischen Gesellschaft und Mil itär die es ermöglichte, dass ei-
nerseits mil itärisches Gedankengut und mil itaristische Tugenden in die Bevölke-
rung getragen wurden. Ausserdem wurde aus dem fremden Soldaten aus der
Kaserne der nette Nachbar/Vater/Bruder der von seiner Zeit "beim Bund"
schwärmte.
Eine Berufsarmee hat für eine sich als "Interventionsarmee" begreifende Bundes-
wehr mil itärisch vor al lem Vortei le - vorrangig einmal sind Langzeitsoldaten besser
zu dri l len und auszubilden - also Professioneller. Außerdem führt die Abnabelung
des Mil itärs von der Gesellschaft zum einen dazu, dass miltitärisches Wissen nur
noch einem kleinen Kreis der sich längere Zeit bei der Bundeswehr verpfl ichtet zu-
gänglich ist und dass eben jener Kreis sich immer mehr von der Zivi lbevölkerung
entfernt und dadurch die hemschwelle gegen die eigene Bevölkerung vorzugehen
abnimmt. Dies sind beides Punkte die den Einsatz der Bundeswehr im Innern ver-
einfachen würden.
Um dennoch den Rückhalt der Bevölkerung nicht zu verl ieren und ausreichend
Nachwuchs anzuwerben hat die Bundeswehr nun einen erhöhten Werbungs und
Propagandabedarf:
Seit der Gründung der Bundeswehr gehört es zu ihrem Repertoire die Jugend mil i-
taristisch zu indoktrinieren. Seit 1 958 gibt es sog. "Jugendoffiziere" deren Aufgabe
"Öffentl ichkeitsarbeit", besonders die Arbeit mit Jugendlichen ist. Diese Öffentl ich-
keitsarbeit findet maßgeblich bei "Tagen der offenen Tür", Berufsbildungsmessen
und in Schulen statt, in denen der Einfluss der "Jugendoffiziere" sich langsam aber
stetig ausweitet. Schon seit den Siebziger Jahren werden Lehrer von Soldaten
weitergebildet, mittlerweile gibt es in fast al len Bundesländern einen sog. Koopera-
tionsvertrag mit dem Mil itär, laut welchem von nun an auch Soldaten völl ig selbst-
ständig einzelne Schulstunden gestalten dürfen. Selbstverständl ich bleibt ein



reflektierter Unterricht hierbei aus – Gegendarstel lungen werden nicht zugelassen.
Höhepunkt der Bemühungen um das Werben für die Bundeswehr war in jüngster
Zeit der Tag der offenen Tür in der St.Konrad Kasernen in Bad Reichenhall am
28.Mai 2011 . Hier konnten Kinder, Zielübungen an einem Miniaturdorf zu machen,
dass den Namen einer kosovarischen Stadt trug.
Ein weiterer wichtiger Punkt der Einflussnahme auf die Zivi lgesellschaft ist die
Durchführungen von sogenannten "Feierl ichen Gelöbnissen" in der Öffentl ichkeit,
bei welchen die Soldaten auf Deutschland vereidigt werden. In Deutschland gab es
diese Form des öffentl ichen Gelobens der Soldaten in der jüngeren Geschichte le-
digl ich zwischen 1 933 und 1 945, selbst die kaiserl ichen Soldaten wurden nichtöf-
fentl ich in den Kasernen vereidigt.
Seit 1 996 finden in Deutschland wieder regelmäßig öffentl iche Gelöbnisse statt, um
die "Bürgernähe" der Bundeswehr zu demonstrieren. Auffal lend ist hier die zeitl iche
Nähe zum ersten Angriffskrieg der Bundeswehr in Jugoslawien im Jahr 1 999 und
der damit verbundene Druck eine positive Wahrnehmung der Bundeswehr in der
Öffentl ichkeit zu generieren.

V.i.S.d.P. Paula Löffler, VS­Schwenningen Karl­Marx­Str. 89



Kundgebung zum AntikriegstagAm 1. September um 17:30 Uhr:
Geschwister­Scholl­Platz, Schwenningen
Den Naziaufmarsch am 3.9. gemeinsam blockieren!

Nie wieder Faschismus, Nie wieder Krieg!

Am 3.September 2011 haben Neofaschisten zum 7.Mal in Folge einen Aufmarsch in Dort-
mund angemeldet. Die Nazis betiteln diesen Tag als "Nationalen Antikriegstag" und und
verhöhnen durch ihre geschichtsverfälschende Polemik die Opfer des deutschen Faschis-
mus und mil l ionen Kriegstote, al len voran jene des zweiten Weltkrieges an dessen Beginn
am 1 .September 1 933 der Internationale Antikriegstag erinnern soll .
Die Vereinnahmung dieses Gedenktages durch Faschisten, die sich postiv auf den deut-
schen Faschismus beziehen darf ebenso wenig geduldet werden wie die Mitgestaltung des
Dortmunder Stadtbi ldes durch diese menschenverachtende Ideologie.

Gemeinsame Anreise von VS nach Dortmund! Nähere Infos bald unter linke­aktion.tk
Proteste gegen die Afghanistankonferenz in Bonn
Vom 3. bis 6. Dezember 2011 Infos unter linke­aktion.tk

Interesse geweckt? Weiterlesen! Interessante Websites:

a³ Antifaschistisches Antimilitaristisches Aktionsbündnis: 3a.blogsport.de/texte
IMI Informationsstelle Militarisierung e.V.: imi­online.de

Linke Aktion
Villingen‐Schwenningen

www.linke­aktion.tk




